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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. April 1958 

6 — 53321 —2152/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Ände- 
rung des Lastenausgleichsgesetzes 
(9. ÄndG LAG) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 28. März 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedürfe. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf eines Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (9. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

In § 141 des Lastenausgleichsgesetzes vom 

14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) wird der 
bisherige Wortlaut Absatz 1. Es wird folgender Ab- 
satz 2 angefügt: 

„(2) Durch Reditsverordnung können außerdem 
Bestimmungen getroffen werden 

1. über ein Vorrecht mit der in § 116 Abs. 1 
imd 4 vorgesdiriebenen Wirkung für 
Grundpfandrechte zur Sicherung von 

a) Darlehen, die nach den Richtlinien des 
Bundesministers für Wohnungsbau 
über den Einsatz von Bundeshaushalts- 
mitteln für Darlehen zur Instandset- 
zung von Wohngebäuden vom 18. No- 
vember 1957 (Bundesanzeiger Nr. 231 
vom 30. November 1957) gewährt wer- 
den, oder 

b) Darlehen aus Kapitalmarktmitteln, die 
im Rahmen eines Kreditprogramms der 
öffentlichen Hand verbilligt werden, 
wenn das Kreditprogramm hauptsäch- 
lich den in § 116 Abs. 1 Nr. 2 bezeich- 
neten Zwecken dient und eine gegebe- 
nenfalls durch das Vorrecht eintre- 


tende Gefährdung von Abgabe- 
ansprüchen unter Berücksichtigung 
ihres Umfangs und unter Abwägimg 
der Interessen hingenommen werden 
kann; 

2. über die Berücksichtigung von Zinsen und 
Tilgungsleistungen in der Ertragsberech- 
nung nach § 129 in den Fällen der Num- 
mer 1," 

§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
imd des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bimdesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 3 

Nichtanwendung im Saarland 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Allgemeines 

1. Für den Fall der Zwangsvollstreckung in ein mit 
Hypothekengewinnabgabe belastetes Grundstück 
kann einem an diesem Grundstück zu bestellenden 
Grundpfandrecht unter den Voraussetzungen des 
§ 116 LAG das Befriedigungsvorrecht vor der öffent- 
lichen Last eingeräumt werden. Befriedigungsvor- 
rechte dieser Art sind oft auch erforderlich, damit 
ein Kreditprogramm verwirklicht werden kann, das 
die öffentliche Fland zugunsten von Grundstücks- 
eigentümern — Hauseigentümern oder Landwir- 
ten — beschließt. Zum mindesten kommt man nicht 
ohne sie aus, wenn die Kredite an die Grundstücks- 
eigentümer durch Geldinstitute gewährt werden 
sollen, die ihre Darlehen nur gegen dingliche Siche- 
rung mit Vorrecht vor der Hypothekengewinn- 
abgabe geben. 

Für die Durchführung solcher Kreditprogramme er- 
weisen sich jedoch die Vorrechtsvoraussetzungen 
nach § 116 LAG in mehrfacher Hinsicht als zu eng. 
§ 116 LAG verlangt in seinem Absatz 1 Nr. 2 die 
Kreditverwendung für die Durchführung notwendi- 
ger außerordentlicher Reparaturen an Gebäuden. In 
der Linie der heutigen Wohnraum- und Wirtschafts- 
politik liegt es aber, daß man gewisse Verbesse- 
rungen des Gebäudes oder Maßnahmen für das 
Baugrundstück mit in die vornehmlich auf die 
Durchführung von Gebäudereparaturen gerichteten 
Kreditprogramme und auch in die Vorrechte einbe- 
zieht. Soweit es sich um Wohngebäude handelt, sei 
dabei auch an die zu dem Gesetz zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften gefaßte Entschließung 
des Deutschen Bundestages in der 215. Sitzung vom 
26. Juni 1957 — Umdruck 1178 der 2. Wahl- 
periode — erinnert, nach der die Modernisierung 
des Wohnungsbestandes verstärkt gefördert wer- 
den soll. 

Ferner sollen Vorrechte in den Fällen des § 116 
Abs. 1 Nr. 2 Lx\G laut § 116 Abs. 2 LAG nur be- 
willigt werden, wenn die Sicherheit der öffentlichen 
Last der Hypothekengewinnabgabe durch das Vor- 
recht nicht gefährdet wird. Vertretbar und notwen- 
dig erscheint es aber, im Falle einer oft nur gering- 
fügigen Gefährdung der Sicherheit durch das Vor- 
recht die Interessen des Lastenausgleichs und die 
Interessen an der Durchführung des Kreditpro- 
gramms gegeneinander abzuwägen und nach dem 
Ergebnis dieser Abwägung das Vorrecht u. U. trotz 
Gefährdung der öffentlichen Last zu bewilligen. 

Endlich geben die bestehenden Vorschriften nur die 
Möglichkeit, die Darlehnsverwendung und die 
Sicherheit der Öffentlichen Last für die einzelnen 
Darlehnsfälle zu prüfen. Die reibungslose und 
schnelle Durchführung des Kreditprogramms läßt es 
aber angezeigt erscheinen, eine einheitliche Ent- 
scheidung für alle Fälle im Rahmen eines bestimm- 
ten Kreditprogramms zu ermöglichen. 


Das vorliegende 9. Ändeiungsgesetz zum LAG soll 
deshalb durch eine Ergänzung des § 141 LAG in 
erster Linie die fehlenden Vorrechtsmöglichkeiten 
schaffen. Zu diesem Zweck soll die Bundesregierung 
nach dem ergänzten § 141 Abs. 2 Nr. 1 ermächtigt 
sein, in einer mit Zustimmung des Bundesrates er- 
lassenen Rechtsverordnung das Vorrecht jeweils für 
die Darlehnsfälle nach einem bestimmten Kredit- 
programm allgemein zu regeln. 

2. Mit der Anerkennung von Befriedigungsvorrech- 
ten hängt die Frage zusammen, ob und gegebenen- 
falls inwieweit die Zinsen und Tilgungsleistungen 
des begünstigten kechts nach §§ 129, 130 LAG und 
den Durchführungs vor Schriften in § 8 Abs. 2 und 
§ 10 Abs. 2 der 17. AbgabenDV-LA in der Ertrags- 
berechnung für das Grundstück abgezogen werden 
dürfen, die dem Ertragslageerlaß nach § 129 LAG 
oder gegebenenfalls auf Grund von § 131 Abs. 2 
LAG auch dem Leistungserlaß wegen wirtschaft- 
licher Bedrängnis bei der Hypothekengewinnabgabe 
zugrunde liegt. Den Zinsenabzug läßt § 130 Abs. 3 
LAG für die Fälle eines nach § 116 LAG bewilligten 
Vorrechts sogar „ohne weiteres" zu. Die Vorschrif- 
ten über den Abzug der Zinsen und Tilgungslei- 
stungen bedürfen aber einer Ergänzung für die 
Fälle nach einem Kreditprogramm, für das das Vor- 
recht in einer Rechtsverordnung nach § 141 Abs. 2 
Nr. 1 allgemein geregelt wird. Durch den neuzu- 
schaffenden Absatz 2 Nr. 2 des § 141 soll daher 
auch die Ermächtigung zur Regelung dieser Frage 
durch die Rechtsverordnungen gegeben werden. 

3. Den augenblicklichen Anlaß für das 9. Ände- 
rungsgesetz bildet das zur Zeit anlaufende Kredit- 
programm zugunsten des Hausbositzes, für das die 
vom Bundesminister für den Wohnungsbau erlasse- 
nen „Richtlinien über den Einsatz von Bundeshaus- 
haltsmitteln für Darlehen zur Instandsetzung von 
Wohngebäuden" vom 18. November 1957 (BAnz. 
Nr. 231 vom. 30. November 1957) gelten. Diese 
Aktion macht das Gesetz, das an sich eine allge- 
meine Regelung auch für die künftigen Kreditpro- 
gramme der öffentlichen Hand trifft, vordringlich. 

Im einzelnen 

Zu § 1 

1. Nach dem ergänzten § 141 Abs. 2 Nr. 1 und der 
Bezugnahme hierauf in dem ergänzten § 141 Abs. 2 
Nr. 2 sollen das Vorrecht sowie der Abzug von Zin- 
sen und Tilgungsbeträgen in der Ertragsberechnung 
für Darlehen nach den Richtlinien vom 18. Novem- 
ber 1957 und für Darlehen aus Kapitalmarktmitteln 
in den Rechtsverordnungen geregelt werden kön- 
nen, sofern die zuletzt genannten Darlehen seitens 
der öffentlichen Hand durch Zins- oder Annuitäten- 
zuschüsse verbilligt werden. Die Darlehen nach den 
Richtlinien vom 18. November 1957 sind keine Dar- 
lehen aus Kapitalmarktmitteln. Sie werden zwar 
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ebenso wie diese durch Geldinstitute gewährt, 
stammen aber aus Bundesmitteln. Die Bundesmittel 
werden zunächst vom Bund gegen Schuldschein an 
die Länder, von diesen weiter an die bei der Aktion 
beteiligten Geldinstitute und erst von den letzteren 
im eigenen Obligo weiter an die einzelnen Grund- 
stückseigentümer herausgelegt. 

Datür, daß sich die Ermächtigung außer in den Fäl- 
len nach den Richtlinien vom 18. November 1957 
gemäß Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe b nur auf Darlehen 
aus Kapitalmarktmitteln erstreckt, sprechen die fol- 
genden Gründe: Wo die öffentliche Hand die 
Aktion nicht in vollem Umfang selbst finanziert, 
sondern sich zur Streckung der öffentlichen Mittel 
auf die Verbilligung der Kapitalmarktmittel be- 
schränkt, hängt die Durchführung von der Hergabe 
der Kapitalmarktmittel ab. Diese ist ohne die Zu- 
erkennung der Vorrechte in der Regel nicht zu er- 
reichen. Deshalb bedarf es hier der Vorrechte für 
die Durchführung des Kreditprogramms. Wo die 
öffentliche Hand die Darlehen jedoch zum vollen 
Betrag durch den Einsatz öffentlicher Mittel finan- 
ziert, wiegt das Sicherungsbedürfnis wegen der ein- 
gesetzten öffentlichen Mittel nicht stärker als das 
Sicherungsbedürfnis des Lastenausgleichs wegen 
seiner Abgabeansprüche. Hier besteht also von 
vornherein kein Grund, über § 116 LAG hinaus ent- 
gegenzukommen und damit die Aussichten für die 
Wiedereinbringung der eingesetzten Mittel gegebe- 
nenfalls auf Kosten des Lastenausgleichs zu ver- 
bessern. Vielmehr muß sich die öffentliche Hand, 
wenn sie die Kredite den Grundstückseigentümern 
unmittelbar gewährt, u. U. mit ihrer dinglichen 
Sicherung an bereiter Stelle begnügen. Ferner wird 
sie u. U. auf den Weg verzichten müssen, die Dar- 
lehen durch Geldinstitute im eigenen Obligo her- 
auslegen zu lassen, wenn deren Mitwirkung nur 
mittels des Vorrechts zu erreichen ist. 

Dafür, daß die Ermächtigung gemäß Absatz 2 Nr. 1 
Buchstabe a als Ausnahme von dem Gesagten auf 
die aus Bundesmitteln gewährten Darlehen nach 
den Richtlinien vom 18. November 1957 erstreckt 
wird, sprechen die folgenden Gründe: Als man bei 
der Vorbereitung dieser Aktion den Weg der 
stufenweisen Herauslegung der öffentlichen Mittel 
wählte, hat man darauf vertraut, daß den Geldinsti- 
tuten für die die Darlehen sichernden Grundpfand- 
rechte ein Befriedigungsvorrecht ebenso gewährt 
werden würde, wie das bei der ähnlichen Zwecken 
dienenden Kreditaktion im Vorjahr in Ermangelung 
einer gesetzlichen Regelung noch im Billigkeits- 
wege geschehen ist. Eine unvorhergesehene Lage 
ist dadurch eingetreten, daß bei der neuen Kredit- 
aktion eine Vorrechtsgewährung im Billigkeitswege 
- insbesondere im Hinblick auf die ausschließlich 
öffentliche Finanzierung — nach sorgfältiger Prü- 
fung der geltenden Rechtsvorschriften nicht vertret- 
bar erschien. Eine Umorganisation in der Ausgabe 
der Mittel, bei der man ohne die Einschaltung der 
Kreditinstitute oder mindestens ohne ein Vorrecht 
duskäme, würde aber für die Durchführung des 
Kreditprogramms eine längere Verzögerung bedeu- 
ten, die bei seiner Vordringlichkeit vermieden wer- 
den muß. 


2. Soweit es sich um die Darlehen aus Kapital- 
marktmitteln handelt, soll die Ermächtigung zur 
Regelung des Vorrechts und des Abzugs der Zinsen 
und Tilgungsleistungen in Rechtsverordnungen nach 
dem Wortlaut des ergänzten § 141 Abs. 2 Nr. 1 
Buchstabe b nur gelten, wenn die Kredite wenig- 
stens in der Hauptsache den in § 116 Abs. 1 Satz 2 
LAG und höchstens nebenbei sonstigen Grund- 
stückszwecken dienen und wenn eine Gefährdung 
hinsichtlich der Verwirklichung von Abgabeansprü- 
chen höchstens in einem begrenzten, in Kauf zu 
nehmenden Ausmaß eintritt. Bei der Entscheidung, 
ob diese Voraussetzungen erfüllt sind, sollen nicht 
die einzelnen Darlehnsfälle, sondern die jeweilige 
Kreditaktion im ganzen betrachtet werden. Für die 
Frage der Gefährdung ergibt sich das daraus, daß 
mit dem Wort „Vorrecht" in Buchstabe b nur das in 
den Eingangsworten der Nummer 1 angeführte 
Vorrecht für alle Grundpfandrechte im Rahmen des 
Kreditprogramms gemeint sein kann. 

Oft wird dabei die Frage, ob eine Gefährdung von 
Abgabeansprüchen eintreten kann, vom Verord- 
nungsgeber überhaupt verneint werden können, 
weil die zu sichernden Abgabeansprüche in Höhe 
der Leistungen auf die bevorrechtigten Grundpfand- 
rechte mit einer an Sicherheit grenzenden Wahr- 
scheinlichkeit selbst wegfallen werden. Letzteres 
trifft z. B. zu, wenn aus der Vergangenheit der 
Schluß begründet ist, daß die Abgabeleistungen 
nach § 131 LAG auch noch für die ganze Laufdaiier 
des Darlehens wegen wirtschaftlicher Bedrängnis des 
Grundstückseigentümers in vollem Umfang erlassen 
werden müssen. Ferner kann — jedenfalls bei 
Wohngrundstücken, für die gegebenenfalls ein Er- 
tragslageerlaß zulässig ist — eine Gefährdung dort 
verneint werden, wo die Darlehnsbeträge dem 
Grundstückseigentümer ausschließlich für die in 
§ 116 LAG erwähnte Durchführung notwendiger 
außerordentlicher Gebäudereparaturen zur Ver- 
fügung gestellt werden. Denn § 129 LAG gestattet 
in Verbindung mit den §§ 8 und 10 der 17. Ab- 
gabenDV-LA, daß solche Ausgaben zu Lasten der 
Hypothekengewinnabgabe bestritten werden. 

Der Frage, ob eine sich ergebende Gefährdung von 
Abgabeansprüchen in Kauf genommen werden 
kann, darf also keine übermäßige Bedeutung beige- 
legt werden. Sie wird sich im wesentlichen dann 
ergeben, wenn für die Zukunft kein vollständiger 
Leistungserlaß gesichert erscheint und wenn — bei 
den erwähnten Wohngrundstücken — nach dem In- 
halt des Kreditprogramms damit zu rechnen ist, daß 
mit den ausgezahlten Darlehnsbeträgen in öfter 
vorkommenden Fällen ganz oder z. T. Ausgaben für 
eine Verbesserung des Gebäudes oder Ausgaben 
für das Baugrundstück bestritten werden, die nach 
den Grundsätzen des § 129 LAG und der 17. Ab- 
gabenDV-LA kein Abzug von Zinsen und Tilqungs- 
leistungen begründen. 

3. Dieselbe Prüfung, die bei den Darlehen aus Kapi- 
talmarktmitteln (§ 141 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b) 
nach den vorstehenden Ausführungen dem Ver- 
ordnungsgeber übertragen ist, ist wegen der Dar- 
lehen nach den Richtlinien vom 18. November 1957 
(§ 141 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a) bereits vor der 
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Aufstellung des Gesetzentwurfs veranstaltet wor- 
den. Sie hat einwandfrei ergeben, daß die Kredite 
nach Maßgabe dieses Programms hauptsächlich für 
die in § 116 Abs. 1 Nr. 2 LAG angeführten Repara- 
turzwecke bei Gebäuden gewährt werden und daß 
eine Gefährdung von Abgabeansprüchen durch das 
Vorrecht zum Teil überhaupt nicht und zum Teil 
nur in einem bei der Interessenabwägung ohne wei- 
teres in Kauf zu nehmenden Ausmaß eintritt. 
Infolgedessen kann die Ermächtigung in § 141 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a ausgesprochen werden, 
ohne daß diese Gesichtspunkte hier noch besonders 
erwähnt zu werden brauchen. Im einzelnen hat sich 
in der genannten Hinsicht folgendes ergeben: 

Den Hauptzweck des Programms bildet nach Ab- 
schnitt I Nr. 1 der Richtlinien vom 18. November 
1957 die „Durchführung notwendiger Instandset- 
zungsarbeiten an erhaltungswürdigen Wohngebäu- 
den, die vor dem 31. Dezember 1944 errichtet wor- 
den sind und infolge der Kriegs- und Nachkriegs- 
verhältnisse nicht ordnungsgemäß haben instand 
gehalten oder instand gesetzt werden können“. An- 
schließend heißt es, daß „Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der bestehenden Wohnverhältnisse mitgeför- 
dert" werden dürfen. Das Wort „mitgefördert" und 
der Hinweis auf die mangelnde Instandhaltung 
infolge der Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse bie- 
ten schon allein die Gewähr, daß die über § 116 
Abs. 1 Nr. 2 LAG hinausgehenden Zwecke sowohl 
im Einzelfall als auch im. Rahmen des Gesamtpro- 
gramms untergeordnet bleiben, 

Eine Gefährdung der öffentlichen Last dürfte in 
etwa der Hälfte der Fälle schon deshalb ausschei- 
den, weil die begünstigten Grundstückseigentümer 
auf Grund ihrer wirtschaftlichen Bedürftigkeit zur 
Zeit einen vollständigen Erlaß der Abgabeleistun- 
gen nach § 131 LAG genießen — vgl. Abschnitt II 
Nr. 2 a der Richtlinien vom 18. November 1957 — 
und im allgemeinen erfahrungsgemäß auch künftig 
noch genießen werden. Ein weiterer Teil der Fälle 
scheidet für die Gefährdung von Abgabeansprüchen 
aus, weil die Darlehen hier ausschließlich für die 
obenerwähnten Hauptzwecke eingesetzt werden 
und die Zinsen und Tilgungsleistungen demgemäß 
auf Grund der Vorschriften der 17. AbgabenDV-LA 
erforderlichenfalls zu Lasten der Hypotheken- 
gewinnabgabe erbracht werden dürfen. In den 
übriggebliebenen Fällen könnte eine Gefährdung 
höchstens wegen desjenigen Anteils der Zinsen und 
Tilgungsleistungen des bevorrechtigten Grund- 
pfandrechts eintreten, zu dem das Darlehen für die 
mitgeförderten Nebenzwecke verwendet worden 
ist. Solche Nebenzwecke können aber wegen der 
zur Voraussetzung erhobenen Reparaturbedürftig- 
keit, in der sich die in das Kreditprogramm einbe- 
zogenen Grundstücke befinden, sowie wegen der 
Höchstbegrenzung der Darlehen — diese dürfen 
nach Abschnitt II Nr. 3 der Richtlinien bei Einfami- 
lienhäusern höchstens 3000 DM und bei Mehrfami- 
lienhäusern je Wohnung höchstens 1250 DM und 
insgesamt je Antragsteller höchstens 10 000 DM be- 
tragen — nur zu einem ganz geringfügigen Hun- 
dertsatz mitgefördert werden. Insoweit, wie sich 
bei der Durchführung des vorliegenden Kreditpro- 


gramms überhaupt eine Gefährdung von Abgabe- 
ansprüchen ergeben kann, darf man sie daher ins- 
gesamt ohne Bedenken als unerheblich ansehen und 
demgemäß auch dem materiellen Interesse des 
Lastenausgleichs an der Versagung des Vorrechts 
in bestimmten Fällen nur ein geringes Gewidit 
gegenüber den wohnungswirtschaftlich bedeuten- 
den Interessen an der Durchführung der Kredit- 
aktion zuerkennen. 

4, Dem Verordnungsgeber stehen bei der Ausfül- 
lung der Ermächtigung nach § 141 Abs. 2 Nr. 1 
zwei Wege zu Gebote. Er kann entweder nach dem 
Vorbild von § 116 LAG die Bewilligung des Vor- 
rechts für jeden einzelnen Darlehnsfall, der im 
Rahmen des Kreditprogramms praktisch wird, auf 
Grund eines besonderen Antrags und auf Grund 
einer besonderen Entscheidung der zuständigen 
Finanzbehörde zulassen oder vorschreiben. Ebenso- 
gut kann er aber auch in der Verordnung gleich 
selbst bestimmen, daß ein Vorrecht mit den sich 
hauptsächlich aus § 116 Abs. 1 Satz 2 LAG und 
§ 116 Abs. 4 LAG ergebenden Rechtswirkungen 
allen Grundpfandrechten zusteht, die Kredite im 
Rahmen einer bestimmten Kreditaktion sichern. 
Dieser Weg, bei dem sich das Vorrecht ähnlich wie 
bei § 113 LAG bereits aus der maßgeblichen Rechts- 
vorschrift ergibt und es weder der Stellung von An- 
trägen noch des Erlasses von Einzelentscheidungen 
bedarf, dürfte in der Regel vorzuziehen sein, wenn 
die unter ein bestimmtes Kreditprogramm fallenden 
begünstigten Fälle eindeutig abgegrenzt und er- 
kennbar sind und des Vorrechts ausnahmlos teil- 
haftig werden sollen. Er hat den doppelten Nutzen, 
daß dadurch alle Beteiligten, d. s. Grundstücks- 
eigentümer, Darlehnsgeber und Verwaltung, ent- 
lastet werden und gleichzeitig mit dem Vorrecht 
selbst auch die Auszahlung der Darlehen beschleu- 
nigt wird. 

5. Auch die Berücksichtigung der Zinsen und Til- 
gungsleistungen in der Ertragsberechnung (§ 141 
Abs. 2 Nr. 2) kann vom Verordnungsgeber in 
verschiedener Weise geregelt werden. Er kann bei- 
spielsweise bestimmen, daß die Zinsen und Til- 
gungsleistungen für Fälle eines bestimmten Kredit- 
programms allgemein und jeweils in vollem Um- 
fang abzugsfähig sind oder daß sie im Einzelfall 
nur zu demjenigen Hundertsatz abgezogen werden 
dürfen, zu dem das Darlehn im Sinne von § 129 
LAG und § 8 der 17. AbgabenDV-LA zur Durchfüh- 
rung von Maßnahmen der Instandhaltung verwen- 
det worden ist. Ergänzend kann er auch bestimmen, 
daß sie ausnahmsweise in vollem Umfang abge- 
zogen werden dürfen, wenn die Verwendung der 
Darlehnsvaluta und demgemäß auch der an sich 
nicht abzugsfähige Betrag einen bestimmten Hun- 
dertsatz nicht übersteigt. Ebenso kann er vorsehen, 
daß der Abzug nur auf Grund eines besonderen 
Nachweises im einzelnen Falle oder daß er bis zu 
einem bestimmten Hundertsatz ohne besonderen 
Nachweis zulässig ist, und unter Umständen sogar, 
daß die Zinsen und Tilgungsleistungen in den Fäl- 
len eines bestimmten Kreditprogramms „ohne wei- 
teres" abzugsfähig sind, wie das für die Vorrechts- 
fälle des § 116 LAG in § 130 Abs. 3 LAG unter Be- 
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Schränkung auf Zinsen vorgesehen ist. Welche 
Regelung er trifft, dürfte von dem besonderen In- 
halt des einzelnen Kreditprogramms abhängen. 
Werden durch die Darlehen des öfteren und in grö- 
ßerem Umfang auch Verbesserungen des Gebäudes 
oder Maßnahmen hinsichtlich des Grundstücks ge- 
fördert, so dürfte wohl in der Regel nur der auf 
reine Instandhaltungsmaßnahmen im Sinne des 
§ 129 LAG und der 17. AbgabenDV-LA entfallende 


Teil des Darlehns mit seinen Zinsen und Tilgungs- 
leistungen zu berücksichtigen sein. 

Zu §§ 2 bis 4 

Die §§ 2 und 3 bestimmen in der üblichen Weise 
die Anwendung des 9. Änderungsgesetzes zum LAG 
in Berlin und seine Nichtanwendung im Saarland. 
§ 4 läßt das Gesetz am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. 
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